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Claudia Gnehm und  
samuel Gerber

Die Kürzung der Renten ist 
eigentlich eine beschlos-
sene Sache. Immerhin 

herrschte darüber Einigkeit, als 
2003 die 1. BVG-Revision besiegelt 
wurde. Doch jetzt, bei der Umset-
zung des politschen Entscheids,  
gehen die Meinungen nicht nur 
bei Abbautempo und -höhe ausei-
nander. Umstritten ist auch der 
Sinn von Mindestgrössen und  
-garantien.

Initiative gegen Abbau 
Der Grund für den Wirrwarr ist 

nicht allein das Wahljahr. Dazu bei-
getragen hat auch die positive Ent-
wicklung der Pensionskassenren-
diten. Die Performance von 6% im 
vergangenen Jahr stellt die dunklen 
Prognosen und Abbauentscheide, 
die im Zuge der Börsenbaisse 2002 
gemacht wurden, in Frage. Trotz-
dem will der Bundesrat im Sommer 
über die Reduktion beim Umwand-
lungssatz und die Höhe des Min-
destzinses entscheiden. Die Linke 
sammelt via Internet bereits Unter-
schriften für eine Initiative gegen 
den «Rentenabbau».

Folgende Positionen prägen die 
aktuelle Debatte: 
• Der Bundesrat und die  Sozial-
kommission  (SGK) des Ständerats 
wollen eine Senkung des Mindest-
umwandlungssatzes von heute 7,2 
auf 6,4%.  Als Hauptargument wer-
den die deutlich gesunkenen Ren-
diteerwartungen auf den Finanz-

märkten ins Feld geführt. Beim Ab-
bautempo gibt der Bundesrat Gas: 
Er will den Satz zuerst auf 6,9 (ab 
2008) und dann auf 6,4% (ab 2011)  
senken. Die SGK ist für eine ge-
drosselte Senkung ab 2009, bei der 
6,4% erst 2014 erreicht werden.
• Der Schweizerische Versiche-
rungsverband (SVV), der die in der 
Berufsvorsorge tätigen Lebensver-
sicherer Swiss Life, Helvetia und 
Co. mit 1,8 Mio Versicherten und 
einem Vermögen von 130 Mrd Fr. 
vertritt, betrachtet den vom Bun-
desrat vorgeschlagenen Umwand-
lungssatz von 6,4% als zu hoch. 
Versicherungstechnisch müsste 
der korrekte Satz unter 6% liegen. 
• Der Schweizerische Pensions-
kassenverband Asip, der 1047 au-

tonome PKs mit einem Vorsorge-
vermögen von 370 Mrd Fr. vertritt, 
präsentierte im April einen Ent-
wurf für ein komplett neues BVG. 
Darin  räumt er mit Umwandlungs-
satz, Mindestzins und technischem 
Zins auf. Anstatt den Versicherten 
Mindestgarantien zu gewähren, 
sollten diese über das paritätische 
Führungsorgan Einfluss auf ihre 
Rente nehmen.
• Die FDP befürwortet eine Sen-
kung auf 6,4%, weil die positiven 
Anlageergebnisse der letzten zwei 
Jahre mittelfristig nicht als Mass-
stab genommen werden könnten. 
• Aus Sicht der SP sind die Statis-
tiken zur Lebenserwartung, die für 
den Umwandlungssatz herbeige-
zogen werden, falsch. Deshalb sei 

eine Reduktion unnötig. Die Über-
alterung werde sich nicht so fort-
setzen, wie es die üblichen Rech-
nungsmodelle implizieren. 

Swiss Life bedauert das ange-
spannte Klima. «Noch immer ori-
entieren sich die Rahmenbedin-
gungen im BVG-Geschäft an poli-
tischen Interessen, nicht an öko-
nomischen Gegebenheiten», sagt 
Swiss-Life-Sprecher Frank Keidel. 
Dass es einen Konsens gibt über 
diese Gegebenheiten, ist zu be-
zweifeln. Auch unter den BVG-An-
bietern gibt es solche, die mit einer 
sinkenden Lebenserwartung rech-
nen. Swisscanto-Vorsorge schreibt 
zu einer Studie über die rückläu-
fige Lebenserwartung von Frauen 
zwischen 2000 und 2005: «Es kann 

zurzeit nur gemutmasst werden, 
ob es sich um eine Trendwende 
handelt.» Möglich sei es.

Für Zündstoff sorgt auch die 
Debatte um den Mindestzins. Die 
Sozialdemokraten stossen sich vor 
allem an der Kluft zwischen Ver-
zinsung und Rendite – also an der 
Verwendung des Überschusses. 
90% gehörten den Versicherten, 
heisse es im Versicherungsauf-
sichtsgesetz, sagt die SP. 

Ein Vergleich zeigt, dass die Pri-
vatassekuranz nicht knausriger 
verzinst als viele autonome Kas-
sen. Die meisten Privaten  gewäh-
ren wie die Autonomen den Min-
destzins von 2,5%, wenn es hoch 
kommt 2,6%.   

Abbau ohne Vertrauensbasis
Die  zahlreichen Pensionskas-

senskandale der letzten Zeit ma-
chen den Versuch von Asip, mit 
einem Verhaltenskodex  das Ver-
trauen in die Pensionskassen zu 
stärken, zunichte und damit die 
Abbaupläne suspekt. Asip-Chef 
Hanspeter Konrad räumt ein: «Der 
Code of Conduct greift leider noch 
nicht so, wie die Unterzeichnenden 
sich das vorstellen. Nun muss 
überdacht werden, ob der Kodex 
allenfalls zu verschärfen ist.» Pen-
sion Fund Governance ist auch das 
Thema der jüngsten Swisscanto-
Studie.

Dass es auch anders geht, zeigt 
das Beispiel der PK der Stadt Zü-
rich (siehe Interview links): Sie  
verzinst weit über dem Minimum, 
weil sie es sich leisten kann.

Hickhack um Kürzung der Renten
Vorsorgepolitik Der Bundesrat wird im Sommer über die Leistungskürzung in der 2. Säule entscheiden – ausgerechnet 
zu einem Zeitpunkt, in dem die Pensionskassen gute Renditeergebnisse ausweisen. Das verschärft die politische Debatte. 

pensionskassen

Die Verwalter von  
Milliarden-summen
konzentrationsprozess in der 
schweiz gab es per ende 2005 
2800 (2004: 2935) Vorsorgeein-
richtungen mit reglementarischen 
leistungen und 3,3 mio aktiven 
Versicherten. Gemäss dem bun-
desamt für statistik lag die bilanz-
summe bei 543,1 mrd Fr. der rent-
nerbestand lag bei 870000. 

aufsicht die Vorsorgewerke der 
arbeitgeber sind sammelstif-
tungen oder Verbandseinrich-
tungen angeschlossen. diese un-
terstehen dem bundesgesetz über 

die berufliche alters-, hinterlasse-
nen- und invalidenvorsorge (bVG) 
und fallen unter die aufsicht des 
bundesamts für sozialversiche-
rungen. das bundesamt für Privat-
versicherungen (bPV) beaufsich-
tigt die privaten lebensversiche-
rungsgesellschaften, die für sam-
melstiftungen oder autonome Pen-
sionskassen rückdeckung oder 
Vollschutz übernehmen. Für die 
berufliche Vorsorge sind rund 600 
mrd Fr. angelegt. davon werden 
130 mrd Fr. von lebensversiche-
rern (swiss life, bâloise etc.) im 
auftrag der rückgedeckten Vorsor-
geeinrichtungen verwaltet.

performance Für das 1. Quartal 
ermittelte der state street/Wm 
Performance service eine rendite 
von 1,4%. dabei handelt es sich um 
einen Querschnitt von schweizer 
Pensionskassenvermögen, die ge-
mäss bVG-richtlinien investiert 
sind (siehe Grafik).

anlageportfolio Obligationen und 
aktien bleiben zwar weiterhin die 
bedeutendste anlageform. doch 
der Trend zu einer höheren rela-
tiven Gewichtung der immobilien-
quote sowie zu alternativen anla-
gen hält seit Jahresbeginn an, wie  
aus dem CsPK-index hervorgeht.

Die grössten pensionskassen   
nummer eins unter den schweizer 
Pensionskassen gemessen an den 
verwalteten Vermögen ist die Pen-
sionskasse des bundes, Publica
(32,8 mrd Fr.), gefolgt von der be-
amtenversicherungskasse des 
Kantons Zürich (19,5 mrd Fr.), der 
migros-Pensionskasse (15,7 mrd 
Fr.), der Pensionskasse der stadt 
Zürich (14 mrd Fr.), der Pensions-
kasse Post (12,2 mrd Fr.), der Pen-
sionskasse sbb (12,2 mrd Fr.), der 
Pensionskasse der Credit suisse 
Group (9,9 mrd Fr. ) sowie der Pen-
sionskasse basel-stadt (7,7 mrd 
Fr.).
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Pensionskassen 
nutzen ihre 
Macht zaghaft
anlagestrategie 
Schweizer Pensionskassen 
intervenieren immer stärker 
bei Unternehmen, in die sie 
investieren. Nicht direkt, 
sondern über eine               
Anlagestiftung wie Ethos.

Claudia Gnehm

Es ist undenkbar, dass die Pensi-
onskasse (PK) der Stadt Zürich an 
der Novartis-Generalversamm-
lung selber gegen die Wiederwahl 
von Hans-Jörg Rudloff, Leiter des 
VR-Vergütungsausschusses, vo-
tiert hätte. Trotz gewaltigem Anla-
gevermögen in Schweizer Aktien 
und breitem Missfallen ihrer Versi-
cherten an den Lohnexzessen und 
Doppelmandaten fallen die hie-
sigen Pensionskassen nicht durch 
Aktionäraktivismus auf. 

Neu ist jedoch, dass die Pensi-
onskassen über spezifische Corpo-
rate-Governance-Fragen für sich 
abstimmen lassen. So traten die 
Pensionskasse Stadt Zürich wie 
auch die Versicherungskasse für 
das Staatspersonal des Kantons 
St.Gallen ihre Stimmen an die Stif-
tung Ethos ab, welche an der No-
vartis-Generalversammlung im 
März 2007 an ihrer Stelle gegen 
Rudloffs Wiederwahl votierte.  

Neben den direkten Interventi-
onen an Generalversammlungen 
führt die Stiftung Ethos auf Man-
datsbasis im Corporate Gover-
nance-, Umwelt- und Sozialbe-
reich den direkten Dialog mit 
Schweizer Börsenunternehmen. 
Beauftragende sind derzeit die 
Pensionskassen von Basel Stadt, 
Zürich und Genf sowie Caritas.

US-Pensionskassen sind agiler
Dass Pensionskassen anstatt 

indirekt via GV auch frontal inter-
venieren können, hat ABB in den 
USA erlebt. So hat der US-Staat Illi-
nois als erster seine Pensionskas-
sen-Investitionen in Firmen, die 
im Sudan tätig sind, zurückgezo-
gen. Von der Devestition betroffen 
war auch ABB, wie die «Handels-
zeitung» im November 2006 be-
richtete. Illinois ist einer von sechs 
US-Staaten, die in den vergangenen 
Monaten Gesetze erlassen haben, 
um ihren staatlichen Pensionskas-
senfonds die Beteiligung an im Su-
dan tätigen Firmen zu verbieten. 
Die ABB hat Konsequenzen gezo-
gen: Ihre Geschäftsaktivitäten im 
Sudan hat sie Anfang Jahr wegen 
politischer und wirtschaftlicher 
Risiken eingestellt.

Ebensfalls von Devestitionen 
bedroht ist der erfolgreiche US-In-
vestor Warren Buffett und seine 
Beteiligungsgesellschaft Berkshire 
Hathaway. Weil sie an PetroChina 
beteiligt ist, welche in die Ölförde-
rung im Sudan involviert ist, droh-
ten die Pensionskassen des Staates 
Texas mit der Devestition von 
knapp 1 Mrd Dollar.

Die Jahre des grossen 
Wechselns gehen zu En-
de», sagt Marcel Berlin-

ger, Geschäftsführer der in der 
Deutschschweiz angesiedelten 
ASGA Pensionskasse. Er muss es 
wissen – 2006 hat ASGA 404 neue 
Unternehmen hinzugewonnen, 
555 waren es 2005. Nicht wenige 
davon dürften ehemalige Kun-
den der privaten Grossversi-
cherer wie Swiss Life oder Axa 
Winterthur gewesen sein. Letze-
re gehen aber jetzt in die Offen-
sive:  Sie haben wesentlich gün-
stigere Gebühren angekündigt. 

Damit werde die Abwanderung 
der Unternehmen aus der Pri-
vatassekuranz zurückgehen, 
schätzt Berlinger. Von der Un-
zufriedenheit mit den Grossen 
hatten gerade autonome Sam-
melstiftungen wie Abendrot oder 
Profond profitiert. Diese sind in 
den letzten Jahren zwei- bis 
 dreistellig gewachsen, heute be-
dienen sie knapp 200000 Versi-
cherte. 

Den Sprung von einer Kasse 
zur nächsten zusätzlich bremsen 
dürfte auch eine neue Regelung 
beim Wechsel der Vorsorgeein-

richtung. Neu ist dieser nur noch 
erlaubt, wenn für die Rentner mit 
dem Übertritt eine gleichwertige 
Lösung gefunden wird. Was dem 
Schutz der Renten dient, hat für 
wechselwillige Arbeitgeber lang-
wierige Verhandlungen zur Fol-
ge. Insbesondere, weil Vorsorge-
einrichtungen oft nur noch ak-
tive Zahler neu aufnehmen. In-
zwischen ist von Experten zu hö-
ren, dass nur noch solche Vorsor-
geverträge unterschrieben wer-
den sollten, bei deren Auflösung 
die Rentner mitgenommen wer-
den müssen. (sg)

Die Assekuranz will mittels tieferer Gebühren den    
Exodus unzufriedener Unternehmen aufhalten

rendite auf schweizer penisonskassenvermögen
Im Vergleich zu Swiss Market Index und Swiss Bond Index (in %)
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Claudia Gnehm und  
samuel Gerber

Die Kürzung der Renten ist 
eigentlich eine beschlos-
sene Sache. Immerhin 

herrschte darüber Einigkeit, als 
2003 die 1. BVG-Revision besiegelt 
wurde. Doch jetzt, bei der Umset-
zung des politschen Entscheids,  
gehen die Meinungen nicht nur 
bei Abbautempo und -höhe ausei-
nander. Umstritten ist auch der 
Sinn von Mindestgrössen und  
-garantien.

Initiative gegen Abbau 
Der Grund für den Wirrwarr ist 

nicht allein das Wahljahr. Dazu bei-
getragen hat auch die positive Ent-
wicklung der Pensionskassenren-
diten. Die Performance von 6% im 
vergangenen Jahr stellt die dunklen 
Prognosen und Abbauentscheide, 
die im Zuge der Börsenbaisse 2002 
gemacht wurden, in Frage. Trotz-
dem will der Bundesrat im Sommer 
über die Reduktion beim Umwand-
lungssatz und die Höhe des Min-
destzinses entscheiden. Die Linke 
sammelt via Internet bereits Unter-
schriften für eine Initiative gegen 
den «Rentenabbau».

Folgende Positionen prägen die 
aktuelle Debatte: 
• Der Bundesrat und die  Sozial-
kommission  (SGK) des Ständerats 
wollen eine Senkung des Mindest-
umwandlungssatzes von heute 7,2 
auf 6,4%.  Als Hauptargument wer-
den die deutlich gesunkenen Ren-
diteerwartungen auf den Finanz-

märkten ins Feld geführt. Beim Ab-
bautempo gibt der Bundesrat Gas: 
Er will den Satz zuerst auf 6,9 (ab 
2008) und dann auf 6,4% (ab 2011)  
senken. Die SGK ist für eine ge-
drosselte Senkung ab 2009, bei der 
6,4% erst 2014 erreicht werden.
• Der Schweizerische Versiche-
rungsverband (SVV), der die in der 
Berufsvorsorge tätigen Lebensver-
sicherer Swiss Life, Helvetia und 
Co. mit 1,8 Mio Versicherten und 
einem Vermögen von 130 Mrd Fr. 
vertritt, betrachtet den vom Bun-
desrat vorgeschlagenen Umwand-
lungssatz von 6,4% als zu hoch. 
Versicherungstechnisch müsste 
der korrekte Satz unter 6% liegen. 
• Der Schweizerische Pensions-
kassenverband Asip, der 1047 au-

tonome PKs mit einem Vorsorge-
vermögen von 370 Mrd Fr. vertritt, 
präsentierte im April einen Ent-
wurf für ein komplett neues BVG. 
Darin  räumt er mit Umwandlungs-
satz, Mindestzins und technischem 
Zins auf. Anstatt den Versicherten 
Mindestgarantien zu gewähren, 
sollten diese über das paritätische 
Führungsorgan Einfluss auf ihre 
Rente nehmen.
• Die FDP befürwortet eine Sen-
kung auf 6,4%, weil die positiven 
Anlageergebnisse der letzten zwei 
Jahre mittelfristig nicht als Mass-
stab genommen werden könnten. 
• Aus Sicht der SP sind die Statis-
tiken zur Lebenserwartung, die für 
den Umwandlungssatz herbeige-
zogen werden, falsch. Deshalb sei 

eine Reduktion unnötig. Die Über-
alterung werde sich nicht so fort-
setzen, wie es die üblichen Rech-
nungsmodelle implizieren. 

Swiss Life bedauert das ange-
spannte Klima. «Noch immer ori-
entieren sich die Rahmenbedin-
gungen im BVG-Geschäft an poli-
tischen Interessen, nicht an öko-
nomischen Gegebenheiten», sagt 
Swiss-Life-Sprecher Frank Keidel. 
Dass es einen Konsens gibt über 
diese Gegebenheiten, ist zu be-
zweifeln. Auch unter den BVG-An-
bietern gibt es solche, die mit einer 
sinkenden Lebenserwartung rech-
nen. Swisscanto-Vorsorge schreibt 
zu einer Studie über die rückläu-
fige Lebenserwartung von Frauen 
zwischen 2000 und 2005: «Es kann 

zurzeit nur gemutmasst werden, 
ob es sich um eine Trendwende 
handelt.» Möglich sei es.

Für Zündstoff sorgt auch die 
Debatte um den Mindestzins. Die 
Sozialdemokraten stossen sich vor 
allem an der Kluft zwischen Ver-
zinsung und Rendite – also an der 
Verwendung des Überschusses. 
90% gehörten den Versicherten, 
heisse es im Versicherungsauf-
sichtsgesetz, sagt die SP. 

Ein Vergleich zeigt, dass die Pri-
vatassekuranz nicht knausriger 
verzinst als viele autonome Kas-
sen. Die meisten Privaten  gewäh-
ren wie die Autonomen den Min-
destzins von 2,5%, wenn es hoch 
kommt 2,6%.   

Abbau ohne Vertrauensbasis
Die  zahlreichen Pensionskas-

senskandale der letzten Zeit ma-
chen den Versuch von Asip, mit 
einem Verhaltenskodex  das Ver-
trauen in die Pensionskassen zu 
stärken, zunichte und damit die 
Abbaupläne suspekt. Asip-Chef 
Hanspeter Konrad räumt ein: «Der 
Code of Conduct greift leider noch 
nicht so, wie die Unterzeichnenden 
sich das vorstellen. Nun muss 
überdacht werden, ob der Kodex 
allenfalls zu verschärfen ist.» Pen-
sion Fund Governance ist auch das 
Thema der jüngsten Swisscanto-
Studie.

Dass es auch anders geht, zeigt 
das Beispiel der PK der Stadt Zü-
rich (siehe Interview links): Sie  
verzinst weit über dem Minimum, 
weil sie es sich leisten kann.

Hickhack um Kürzung der Renten
Vorsorgepolitik Der Bundesrat wird im Sommer über die Leistungskürzung in der 2. Säule entscheiden – ausgerechnet 
zu einem Zeitpunkt, in dem die Pensionskassen gute Renditeergebnisse ausweisen. Das verschärft die politische Debatte. 

pensionskassen

Die Verwalter von  
Milliarden-summen
konzentrationsprozess in der 
schweiz gab es per ende 2005 
2800 (2004: 2935) Vorsorgeein-
richtungen mit reglementarischen 
leistungen und 3,3 mio aktiven 
Versicherten. Gemäss dem bun-
desamt für statistik lag die bilanz-
summe bei 543,1 mrd Fr. der rent-
nerbestand lag bei 870000. 

aufsicht die Vorsorgewerke der 
arbeitgeber sind sammelstif-
tungen oder Verbandseinrich-
tungen angeschlossen. diese un-
terstehen dem bundesgesetz über 

die berufliche alters-, hinterlasse-
nen- und invalidenvorsorge (bVG) 
und fallen unter die aufsicht des 
bundesamts für sozialversiche-
rungen. das bundesamt für Privat-
versicherungen (bPV) beaufsich-
tigt die privaten lebensversiche-
rungsgesellschaften, die für sam-
melstiftungen oder autonome Pen-
sionskassen rückdeckung oder 
Vollschutz übernehmen. Für die 
berufliche Vorsorge sind rund 600 
mrd Fr. angelegt. davon werden 
130 mrd Fr. von lebensversiche-
rern (swiss life, bâloise etc.) im 
auftrag der rückgedeckten Vorsor-
geeinrichtungen verwaltet.

performance Für das 1. Quartal 
ermittelte der state street/Wm 
Performance service eine rendite 
von 1,4%. dabei handelt es sich um 
einen Querschnitt von schweizer 
Pensionskassenvermögen, die ge-
mäss bVG-richtlinien investiert 
sind (siehe Grafik).

anlageportfolio Obligationen und 
aktien bleiben zwar weiterhin die 
bedeutendste anlageform. doch 
der Trend zu einer höheren rela-
tiven Gewichtung der immobilien-
quote sowie zu alternativen anla-
gen hält seit Jahresbeginn an, wie  
aus dem CsPK-index hervorgeht.

Die grössten pensionskassen   
nummer eins unter den schweizer 
Pensionskassen gemessen an den 
verwalteten Vermögen ist die Pen-
sionskasse des bundes, Publica
(32,8 mrd Fr.), gefolgt von der be-
amtenversicherungskasse des 
Kantons Zürich (19,5 mrd Fr.), der 
migros-Pensionskasse (15,7 mrd 
Fr.), der Pensionskasse der stadt 
Zürich (14 mrd Fr.), der Pensions-
kasse Post (12,2 mrd Fr.), der Pen-
sionskasse sbb (12,2 mrd Fr.), der 
Pensionskasse der Credit suisse 
Group (9,9 mrd Fr. ) sowie der Pen-
sionskasse basel-stadt (7,7 mrd 
Fr.).
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Börsenentwicklung den Entscheid des Bundesrats beeinflusst  |  Wie die Pensionskassen Macht ausüben

Pensionskassen 
nutzen ihre 
Macht zaghaft
anlagestrategie 
Schweizer Pensionskassen 
intervenieren immer stärker 
bei Unternehmen, in die sie 
investieren. Nicht direkt, 
sondern über eine               
Anlagestiftung wie Ethos.

Claudia Gnehm

Es ist undenkbar, dass die Pensi-
onskasse (PK) der Stadt Zürich an 
der Novartis-Generalversamm-
lung selber gegen die Wiederwahl 
von Hans-Jörg Rudloff, Leiter des 
VR-Vergütungsausschusses, vo-
tiert hätte. Trotz gewaltigem Anla-
gevermögen in Schweizer Aktien 
und breitem Missfallen ihrer Versi-
cherten an den Lohnexzessen und 
Doppelmandaten fallen die hie-
sigen Pensionskassen nicht durch 
Aktionäraktivismus auf. 

Neu ist jedoch, dass die Pensi-
onskassen über spezifische Corpo-
rate-Governance-Fragen für sich 
abstimmen lassen. So traten die 
Pensionskasse Stadt Zürich wie 
auch die Versicherungskasse für 
das Staatspersonal des Kantons 
St.Gallen ihre Stimmen an die Stif-
tung Ethos ab, welche an der No-
vartis-Generalversammlung im 
März 2007 an ihrer Stelle gegen 
Rudloffs Wiederwahl votierte.  

Neben den direkten Interventi-
onen an Generalversammlungen 
führt die Stiftung Ethos auf Man-
datsbasis im Corporate Gover-
nance-, Umwelt- und Sozialbe-
reich den direkten Dialog mit 
Schweizer Börsenunternehmen. 
Beauftragende sind derzeit die 
Pensionskassen von Basel Stadt, 
Zürich und Genf sowie Caritas.

US-Pensionskassen sind agiler
Dass Pensionskassen anstatt 

indirekt via GV auch frontal inter-
venieren können, hat ABB in den 
USA erlebt. So hat der US-Staat Illi-
nois als erster seine Pensionskas-
sen-Investitionen in Firmen, die 
im Sudan tätig sind, zurückgezo-
gen. Von der Devestition betroffen 
war auch ABB, wie die «Handels-
zeitung» im November 2006 be-
richtete. Illinois ist einer von sechs 
US-Staaten, die in den vergangenen 
Monaten Gesetze erlassen haben, 
um ihren staatlichen Pensionskas-
senfonds die Beteiligung an im Su-
dan tätigen Firmen zu verbieten. 
Die ABB hat Konsequenzen gezo-
gen: Ihre Geschäftsaktivitäten im 
Sudan hat sie Anfang Jahr wegen 
politischer und wirtschaftlicher 
Risiken eingestellt.

Ebensfalls von Devestitionen 
bedroht ist der erfolgreiche US-In-
vestor Warren Buffett und seine 
Beteiligungsgesellschaft Berkshire 
Hathaway. Weil sie an PetroChina 
beteiligt ist, welche in die Ölförde-
rung im Sudan involviert ist, droh-
ten die Pensionskassen des Staates 
Texas mit der Devestition von 
knapp 1 Mrd Dollar.

Die Jahre des grossen 
Wechselns gehen zu En-
de», sagt Marcel Berlin-

ger, Geschäftsführer der in der 
Deutschschweiz angesiedelten 
ASGA Pensionskasse. Er muss es 
wissen – 2006 hat ASGA 404 neue 
Unternehmen hinzugewonnen, 
555 waren es 2005. Nicht wenige 
davon dürften ehemalige Kun-
den der privaten Grossversi-
cherer wie Swiss Life oder Axa 
Winterthur gewesen sein. Letze-
re gehen aber jetzt in die Offen-
sive:  Sie haben wesentlich gün-
stigere Gebühren angekündigt. 

Damit werde die Abwanderung 
der Unternehmen aus der Pri-
vatassekuranz zurückgehen, 
schätzt Berlinger. Von der Un-
zufriedenheit mit den Grossen 
hatten gerade autonome Sam-
melstiftungen wie Abendrot oder 
Profond profitiert. Diese sind in 
den letzten Jahren zwei- bis 
 dreistellig gewachsen, heute be-
dienen sie knapp 200000 Versi-
cherte. 

Den Sprung von einer Kasse 
zur nächsten zusätzlich bremsen 
dürfte auch eine neue Regelung 
beim Wechsel der Vorsorgeein-

richtung. Neu ist dieser nur noch 
erlaubt, wenn für die Rentner mit 
dem Übertritt eine gleichwertige 
Lösung gefunden wird. Was dem 
Schutz der Renten dient, hat für 
wechselwillige Arbeitgeber lang-
wierige Verhandlungen zur Fol-
ge. Insbesondere, weil Vorsorge-
einrichtungen oft nur noch ak-
tive Zahler neu aufnehmen. In-
zwischen ist von Experten zu hö-
ren, dass nur noch solche Vorsor-
geverträge unterschrieben wer-
den sollten, bei deren Auflösung 
die Rentner mitgenommen wer-
den müssen. (sg)

Die Assekuranz will mittels tieferer Gebühren den    
Exodus unzufriedener Unternehmen aufhalten

rendite auf schweizer penisonskassenvermögen
Im Vergleich zu Swiss Market Index und Swiss Bond Index (in %)
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